
3) 15. Okt.. 1927 (4/26) (RGZ. Bd. 118, Anhang S. 1)

V e r fa s s u n g s s t r e i t i g k e i t e n

Unter den Begri# )xVerlassungsstreitigkeite im Sinne des Art. ig
der Reichsverlassung lallen nicht nur Streitigkeiten, die auf der Landes-

verfassung, sondern auch solche, die auf der Reichsverlassung beruhen.
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Tatbestand. Zwischen den Parteien, der evangelisch-lutherischen
Landeskirche des Landes Sachsen und dem Lande Sachsen, besteht
-ein Streit über die Auslegung des Art. 173 der Reichsverfassung. Nach
Art. ig der Reichsverfassung ist der Staatsgerichtshof für das Deutsche
Reich zuständig zur Entscheidung über Verfassungsstreitigkeiten inner-
halb eines Landes, in dem kein Gericht zu ihrer, Erledigung besteht,
soweit nicht ein anderer Gerichtshof des Reiches zuständig ist.

Die Frage, ob zu diesen Verfassungsstreitigkeiten, auch Streitig-
-keiten über die Auslegung der Reichsverfassung gehören, wird vom

-Staatsgerichtshof bejaht aus folgenden
Gründen: Fallen unter die Vorschrift des Art. ig nur,solche

&apos;Streitigkeiten, die sich ausschließlich auf Normen einer Landesver-

fassung beziehen (wie sie z. B. den Gegenstand der RGZ, Bd. io2

&apos;S- 415 und 425, Bd. 104 S- 443, Bd. 107 Anh., S. 17, Bd.,iii Anh.
S. i und

-
Bd. 112 Anh. S. i abgedruckten Entscheidungen des Staats-

gerichtshofs bildeten., so ist der Staatsgerichtshof im vorliegenden
Falle unzuständig.

Indessen würde eine derartige Auslegung zunächst nicht der Be-

,deutung des Staatsgerichtshofes. gerecht werden, der als Hüter der

Reichsverfassung in erster Linie zu ihrer Auslegung berufen ist (vgl.
z. B. Art. 59- RVerf., ferner §§ 16, 17 des Gesetzes über den Staats

gerichtshof vom g. jUli 1921). Weiter aber würde sie mit dem Wortlaut
.des Art. ig nicht im Einklang stehen. Da dieser schlechthin von Ver-

fassungsstreitigkeiten ohne Einschränkung spricht, so muß man darunter
sowohl Streitigkeiten verstehen, die in der Landesverfassung, als auch
solche, die in der ReichsverfassUng wurzeln. Denn beides sind Ver-

fassun-gsstreitigkeiten.- Es ist auch-nicht etwa anzunehmen, daß durch
den Zusatz innerhalb eines Landes die Streitigkeiten auf solche be-
schränkt werden sollten, die auf der nur innerhalb eines Landesgeltenden
Verfassung, also der Landesverfassung, beruhen. Der gedachte Zusatz
enthält vielmehr nur eine örtliche Abgrenzung dahin, daß die Zuständig-
keit des Staatsgerichthofes für solche Verfassungsstreitigkeiten be-

gründet sein sollte, die innerhalb eines Landes, d. h. zwischen Stellen
eines Landes, entstehen. Dagegen folgt wieder aus dem Begriff &gt;yStreitig-
keiten, e daß, darunter nicht bloße Meinungsverschiedenheiten über die

Auslegung der Verfassung (Reichs- oder Landesverfassung), sondern

nur solche zu begreifen sind, die bei der Anwendung reichs- oder landes-
rechtlicher Verfassungsvorschriften durch die eine Landesstelle die

Belange der anderen berühren. Und da auch die Anwendung von reichs-

rechtlichen Verfassungsvorschriften durch eine Landesstelle.. immer

nur auf Grund der die Zuständigkeit dieser Landesstelle begründenden
Landesverfassung &gt; oder anderer landesverfassungsrechtlicher Vor-
schriften erfolgt so können tatsächlich nur solche Normen der Reichs-

verfassung unter den Art. ig fallen, die,auf die Landesverfassung,oder
auf landesverfassüngsrechtliche Normen einwirken und insoweit eine

Ergänzung der Landesverfassung bilden. Im vorliegenden Falle handelt
es sich insofern, als der in seiner Auslegung streitige Art. 173 in der
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Reichsverfassung enthalten ist, um eine Streitigkeit über die Reichs-

verfassung. Die Vorschrift stellt aber weiter eine Ergänzung der Landes-

verfassung dar, da sie die Länder zu Staatsleistungen zwingt, welche
diese entsprechend ihrer Landesverfassung und durch die landesver-

,fassungsmäßigen Organe vorzunehmen haben.
Hiermit stehen auch die oben erwähnten Entscheidungen des

Staatsgerichühofs keineswegs in Widerspruch. Denn da es sich bei
ihnen um reine Landesverfassungs-Streitigkeiten handelte, so hatte
der Staatsgerichtshof damals den Art..ig RVerf. lediglich von dem
Gesichtspunkt aus zu prüfen, ob als streitende Teile im Sinne der Vor-
schrift nur die, Regierung und die Volksvertretung eines Landes oder
auch andere Landesstellen angesehen werden können. Nur zur Klärung
dieser Frage war in der Entscheidung RGZ. Bd. io2 S. 415 (420) die
Äußerung. des Abgeordneten K&apos;ahl angeführt, die dieser als Bericht-
erstatter in der Sitzung des Verfassungsaus VOM- 3- Juni igT9
(Aktenstücke der verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung
Nr. 391 S. 409) getan hat:

Verfassungsstreitigkeiten sind Streitigkeien über die Anwendung
der Landesverfassung.- Entscheidend ist nicht, daß der Streit gerade
zwischen der Regierung und der Volksvertretung stattfindet, wenn dies
-auch der häufigste Fall ist, sondern daß der Gegenstand des Streites
die Verfassung betrifft, wobei es wiederum gleichgültig ist, ob es sich
um einen in der Verfassungsurkunde enthaltenen Satz handelt oder um
einen in einem sonstigen Verfassungsgesetze stehenden Satz.e

In allen diesen Fällen konnte der Staatsgerichtshof auch mit Rück-
sicht auf den insoweit einheitlichen Tatbestand - Streitigkeit über
eine Norm der Landesverfassung - unbedenklich sagen (vgl. z. B.
RGZ. Bd. 107 Anh. S. ig), daß der Streit, ob ein Landesgesetz mit
der Landesverfassung in Widerspruch stehe, eine Verfassungsstreitig-
keit im Sinne des Art.,ig der Reichsverfassung sei, da er die Auslegung
der Landesverfassung betreffe. Dagegen hatte der Gerichtshof bisher
keine Gelegenheit, zu der Frage, ob auch Streitigkeiten innerhalb eines
Landes über die, Reichsverfassung unter Art. ig fallen, ausdrücklich

Stellung zu nehmen, wobei allerdings bemerkt sei, daß er in seinen Ent-

scheidungen vom 12. Januar 1922 (Aktenz. 3/21, abgedr. DJZ, 1922
SP- 427) und vom 13. März 1926 (Aktenz. 6/25 und 8/25) die Verein-
barkeit landesrechtlicher Vorschriften mit der Reichsverfassung bereits

geprüft hat.
Den bisherigen Ausführungen steht auch die Entstehungsgeschichte

des Art. ig nicht entgegen. Mag auch der Abgeordnete Kahl nur an

Streitigkeiten über die Landesverfassung gedacht haben, so kann doch
weder aus seinen Ausführungen noch aus den sonstigen Materialien ent-

nommen werden, daß Streitigkeiten innerhalb eines Landes, die auf
der Reichsverfassung beruhen, ausgeschlossen bleiben sollten.

Da im Lande Sachsen ein Gericht zur Erledigung von Verfassungs-
streitigkeiten nicht besteht, auch kein Gerichtshof des Reichs zuständig
ist, so hat.nach Art. ig der Staatsgerichtshof zu entscheiden.
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